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fügung stehenden Raster empirischer Forschung noch das sıch VOT allem in der rage konzentrıiere, ob INan dem
entzieht. Man weiılß nıcht viel mehr, als da eın Be- Wertewandel 1ın der Gesetzgebung Rechnung tragen un
wußtseinswandel in estimmten Gruppen schneller als ın ob INan ıh ördern bzw bremsen könne un wolle Für
anderen abläuft, die innere Dynamık 1St noch weıtgehend die Politiker stelle sıch damıiıt eın Glaubwürdigkeıitspro-
unerforscht. Hornsteıin verwlıes auf das Nebeneinander blem, dessen Klärung noch wenıg beigetragen habe
VO alten und VWerten, letzteren gehören z.B ıne Feststellung, die auch durch das Ergebnıis der Iutzın-
Lebensqualıität, Bıldung un Miıtbestimmung. Für die Po- SCr Tagung nıchts VO iıhrer Gültigkeıit verlor.
lıtık stelle sıch damıt eın Glaubwürdigkeitsproblem, Cordelia Rambacher

Bildungspolitik zwıschen Nachfrage un
Zu eıner Tagung in Stuttgart-Hohenheim
Dıie Lehrerarbeitslosigkeit macht ZUr eıt Schlagzeilen. dung anbıeten, die iıhren Interessen un Fähigkeiten
Demgegenüber wırd der Mangel qualifizierten Fachar- optımal entspricht. Bıldung begnügt sıch nıcht mıiıt dem
beıtern un Technikern beklagt. Dıie „logen“-Fächer Prokrustesbett ökonomischer Verwertbarkeıt. Neben den
(Polıto-, SOZ1O-, Psycho-, Theo-, Philo-) erleben eiınen soz10ökonomischen Erwerbs-, Konsum- un Versor-
Studentenboom, derweiıl den Absolventen dieser Studien- gungschancen eröffnet S1€E soziıcokulturelle Handlungs-

eın Logenplatz auf dem Arbeitmarkt häufig 1U  — 1N- chancen in der Selbstverwirklichung, dem Erziehungsver-
SOWeIlt gesichert ISt, als S1e Zuschauer Akteure seın halten, der Kulturteilhabe eicCc Das Beschäftigungssystem
dürten Das Stichwort „Überqualifizierung“ macht die berührt 1U  — einen Sektor dieser Handlungschancen, die
Runde zugleich mıt dem „Verdrängungswettbewerb“, be1 Beziehung 1St also 11UT iıne partıelle. Darüber hınaus gebe
dem solche „Überqualifizierung“ Ja NUr nützlıch seın keinerle!i Gründe, anzunehmen, „dafß das Begabungs-
könnte. Der Arbeitsmarkt scheint sıch mıt Ausbildungs- profıil einer Gesellschaft bruchlos den beruflichen
angebot un -nachfrage schwerzutun. Dıi1e bıldungspolıitı- Eiınsatzmöglichkeiten entspräche alleın schon eın flüch-
schen Konsequenzen bleiben abzuwarten, die gesell- tiger Bliıck in Nsere Geschichte dürfte dies bestätigen“
schaftspolitischen Auswirkungen sınd aum überschät- Zur Auflösung dieses Dılemmas zeichnen sıch ıdealty-
zen An dıe Stelle retormerischer Euphorie trıtt zuneh- pısch dreı Posıtiıonen ab Dıie Möglichkeit wäre, das
mend realistische Skepsıs der restauratıver Elan rund Bıldungswesen dem Wırtschafts- un Beschäftigungssy-
SCNUß, diese Fragen zZzU Thema eıner Fachtagung der ka- Stem unterzuordnen, daß 98088 die Quantıität, Qualität
tholischen Akademıiıe 1n Stuttgart-Hohenheıim machen: un Inhalte bereıtstellt, dıe der Arbeıtsmarkt nachfragt.
„Unser Bıldungs- un Beschäftigungssystem Bıldungs- Der umgekehrte Weg bestünde darın, da{fß der Staat VeOeTlr-

polıtık zwıschen Nachfrage un Bedarf“ (5./6. Maı suchte, über das Bıldungssystem das Beschäftigungssy-
Die drastısche Formulierung eınes Tagungsteıl- STtEm teuern. Letzteres könne Ja 1U  —_ einstellen, W a5

nehmers, da{fß gegenwärtig mehr Architekturstudenten Ausgebildeten ihm zur. Verfügung gestellt werde. Drıittens
als Maurerlehrlinge gebe, macht die Fragestellung be- schliefßlich die Entkoppelungsthese: Biıldungs- un Be-
greiflich. schäftigungssystem sınd nıcht synchronisiert, S1e können

1m bürgerlichen Staat nıcht CNS funktional verknüpft WEeTr-

Bildung un Beschäftigung: nıe hne den, un: sS$1€e sollen Sar nıcht.

Reibung In den politischen Optionen bezüglıch der genannten
Grundposıitionen konstatierte Reuter beı den Parteıen e1l-

Das grundlegende Einführungsreferat hatte der Biıldungs- 11CcC  — „bemerkenswerten iıdeologischen Rollentausch: Dıie
wıssenschaftler Protessor Lutz-Rainer Reuter (Hamburg) CDU: die VO ihrer Parteiprogrammatık tür Subsidiarıtät
übernommen: „Biıldungs- und Beschäftigungssystem eın un Zurückhaltung des Staates votiert, vertritt tendenzıell
problematisches Verhältnis2 Was 1im Tıtel mıt einem Fra- stärker die Unterordnungs- un Anpassungsthese. Die
gezeichen angedeutet WAarfr, wurde ZUr grundlegenden SPD, die aufgrund iıhrer Reformprogrammatık (demo-
Aussage „Das Verhältnis VO  —_ Bıldungs- un Beschäfti- kratiıscher Soz1ialısmus) tendenziell eher für staatlıches
Su  m 1St ohne Reibungen un Kontftlikte Sar nıcht Handeln votlert, vertritt dıe bıldungsemanzıpatorisch-lı-
denkbar.“ Solche pannung resultiert schon 4aUS den berale Entkoppelungsthese un folgt damıt dem Nachfra-
terschiedlichen Zielen Das Beschäftigungssystem möchte geansatz.“” Dıiıe Gewerkschaften wıederum wenden sıch
möglıchst n  u die Arbeıtsqualifikationen, Arbeitsein- scharf den ruck wirtschaftlicher Macht- un Ver-
stellungen un Verhaltensweıisen, die eiıne optimale Kapı- wertungsınteressen 1im Bereich des Bıldungssystems. Eın
talverwertung un: Produktivität ermöglıchen. Demge- unmıiıttelbarer Zusammenhang beıder Systeme esteht für
genüber möchte das Bildungssystem möglıchst allen Her- S$1€e aber insofern, als das VO  — ihnen geforderte Recht auf
anwachsenden und interessierten Erwachsenen die Bıl- Bıldung LUr durchgesetzt werden könne, WEeNnNn das Recht
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auf Arbeıt verwirklıicht werde. ıne Verknüpfung beider leichtern. Eın integratıves Konzept also auf dem G-
Systeme in diıesem Sınne ertordere Investitionslenkung, sprochenen Hıntergrund des antıken Bıldungsbegriffes:
Mitbestimmung und engagıerte Sozıalpolitik. Umgekehrt der Paıdeia 1im Rahmen der Polıs Bıldung hat ann EeLWwWAaSs
nıcht wenıger deutlich die Arbeıitgeberverbände: Die (3€: mıt der „Entwicklung VO  = Einsichten In die Zusammen-
sellschaft könne eın den praktıschen Anforderungen hänge menschlıicher Ordnung tiun und steht ın be-
der Industriegesellschaft beziehungsloses Bıldungssystem sonderer Weıse 1im Zusammenhang mıt polıtischer Bıl-
Sar nıcht finanzıeren. In zunehmendem Ma(lße stımmten dung”. Der Kompromifßgedanke dabei die Stelle
die Bedartsstrukturen des Arbeitsmarktes mıt dem Ange- „der alten Konfliktbegriffe”.
bot des Bıldungssystems tormalen Qualifikationen
nıcht mehr übereiın. iıne Kurskorrektur se1l hıer dringlıch. „Für die Jungen Leute 1St auf dem tlachen Lande CNU$,

WenNnn S$1e eın bifßchen Lesen un Schreiben lernen, wıssen
Der Reterent selbst hielt 1m Blıck autf die soz10ökonomi- S1e aber zuvıel, laufen S1e In die Städte un wollen Se-
schen Handlungschancen ıne partielle Verknüpfung VO  = kretäre und werden.“ Dieses seiıner Vermutung
Bıldungs- un Beschäftigungssystem für unumgänglıch. nach durchaus noch aktuelle („mıt eıner Eiınschränkung,
och angesichts der arüber hinausgehenden and- da{ß sprachlich möglicherweise nıcht mehr Banz klar
lungskompetenzen dürte dıese Verknüpfung aber auch ausgedrückt wırd”) Zıtat Friedrichs Il kontrastierte Die-

fer (JÖrs VO Wıirtschafts- un Sozialwıssenschaftlichenwırklich nNnu  — iıne partielle se1IN: „Ausbildung dart nıcht Aar-

beitsplatzbezogen un auf unmıttelbare Verwertung SC Institut des DGB mıt der Tradition der deutschen Arbeiter-
richtet seıin. Die berechtigte Forderung nach Praxisbezug bewegung. In ıhr WAar die Forderung nach besserer Bıldung
bedeutet nıcht Arbeıtsplatzbezug, sondern bedeutet immer auch Ausdruck un Bestandteil des politisch-Sko-
Rückkoppelung zwiıischen Theorie un: Anwendung. All- nomischen Kampftes Emanzıpatıon un „Befreiung

des Proletarıats“ Mıt Liebknecht unterstrich dengemeıne un: berufliche Ausbildung mu in hohem Ma{(i
Grundlagenbildung se1n, die gof Arbeıtsplatznachausbil- SCH Zusammenhang VO Wıssen und Macht, der ın der
dung ertorderlich macht, W1e€e 6S tür den größten eıl der Gegenwart oft geflissentlich übersehen werde: gebe
akademischen Berute als selbstverständlich gilt. Weıter- nıcht „Bıldung SICH sondern sS1e werde immer mıiıtdefi-
hın sınd wıichtig die Befähigung ZUr Mobilıität, zZzUu We1- nlert durch Macht- un Herrschaftsfragen. Die bürgerlı-
terlernen, die Grundlegung eıner breiten Allgemeınbiıl- che Bıldungsökonomie habe zunehmend die Bedeutung
dung, die Vermittlung VO Sozialkompetenzen un polıtı- der Bıldung als Investitionsfaktor für den Kapıtalverwer-
schen Handlungskompetenzen '“ tungsprozeß erkannt. In der Folge habe sıch eın „Bıl-

dungsverständnıs breitgemacht, das reduziert DESART
eiıner ökonomischen Betrachtungsweise wurde un: das

Frieben wır eine grundlegende einselt1g auf diıe Bedingungen VO  — Wırtschafts-, Arbeıits-
markt- un Beschäftigungspolitik ausgerichtet War  6Wende? „Qualifikationsanforderungen“ ergäben sıch n1ı€e unmıt-
telbar aus Technik und OÖkonomie, S$1e seılen vielmehr 1M-Da das Verhältnis VO  — Bıldungs- un Beschäftigungssy- Iner das Ergebnis einer Auseinandersetzung un eınesstem also eın problematisches WAar un ISt, welche Funk-

tiıon wırd konkret der Bıldung un Ausbildung zugewle- Entscheidungsprozesses. Harte Kritik übte GÖrs der
betrieblichen Ausbildung un dem dualen System, das

SCH, un wIıe können S1e dieser gerecht werden? Vertreter
VO vier einschlägigen Instituten machten hierzu in Kurz- den Bıldungsbedürfnissen un -fähigkeiten der Jugendli-

chen auf vielfache Weıse nıcht gerecht werde und s1e SCreteraten Anmerkungen. Reinhard Zedlervom Instıtut der genüber den gleichaltrıgen Schülern auf Dauer benachte1-Deutschen Wırtschaft ın Öln hinterfragte zunächst die lıge. Insgesamt torderte abschließend iıne Bıldung un:häufig anzutretfende strikte Unterscheidung, Ja ntge- Ausbildung, die „eIn Grundlagenwissen vermuitteln, dasgENSELIZUNg, VO  —_ Bıldung un Ausbildung. Vıeles, W as als
„Bildung“ deklariert werde, habe Sanz sıcher berufsbe- ermöglıcht, die Zusammenhänge, ınsbesondere dıie Ar-

beitszusammenhänge, 1mM Gesamtzusammenhang CI-deutsame Funktion, un umgekehrt könnten berufsbe-
deutsame Gegenstände eiıner „Ausbildung” sehr ohl iıne kennen, verstehen un bewältigen”
bildungsmäßige Bedeutung haben Miıt welchem Recht, Miıt eindrucksvollem empirischen Materı1al tührte Joh.-
fragte CI, verleihen WIr der einen Ausbildung die höhere Jürgen eıster VO Staatsınstitut für Bıldungsforschung
Weıiıhe eınes „Studiums”, während WIr dıe andere als reine un Bıldungsplanung (München) seıne Ausführungen
Ausbildung dısqualıifizıeren? Für die Berufsausbildung der zusammentassenden Schlußthese: „Ausgehend VO  }
bedeutet dıes, da{fß S$1e über dıe tachlichen Fertigkeıiten un den voranstehenden Thesen, ergıbt sıch die rage, ob sıch
Kenntnisse hınaus fachübergreifende Qualifikationen nıcht Bıldungssystem un mithin Nnsere Gesell-
vermittelt, WwW1€e Selbständigkeit, Entscheidungs- und Or- schaft insgesamt einer Wende befindet, die ın ihrem
ganısationsfähigkeit, SOWIe die sozıalen Fähigkeiten der Ausma{fß un iın ihrem Gewicht der Einführung der allge-
Zusammenarbeit un Konftfliktbewältigung. Umgekehrt meınen Schulpflicht VOTr nahezu 200 Jahren vergleichbar
enthält eın solches Konzept für die allgemeıinbildenden 1St Diese Wende scheint durch ZzwWe!l Phänomene gekenn-
Schulen den Auftrag, iıhren Schülern viel stärker als bıs- zeichnet: ZzUuU einen bewegt sıch dıe Gesellschaft auf eın
lang die Hinführung 206 Wırtschafts- und Arbeitswelt - mındestens miıttleres Bıldungsniveau als allgemeınes Bıl-
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dungsnıveau Z ZUu anderen zeichnet sıch iıne Dequalı- NeTr Delegitimierung sprechen; 65 habe sıch eın starker
tikation der Hochschulen ‚berufspropädeutischen An- Konsens gebildet, da{fß dıe Legalıtät erschüttert ware.
stalten auf gehobenem Nıveau“ ab Dies bedingt auf der ber die Differenzierung hınaus sınd auch die Kapazıtä-
eıiınen Seılte iıne Auffangsposition für jene, die den geste1- ten In unterschiedlichem Ma{iß durch den Staat steüer-
gerten Qualifikationsanforderungen nıcht oder noch bar Dıie Frage 1St. ach welchen Kriterien? Soll INan eıner
nıcht gewachsen sınd, un auf der anderen Seıite für be- Theorie der 50er Jahre folgen, nach der In jeder Gesell-
sonders hochbegabte un: interessierte NeUE Qualifika- schafrt 5% Begabte gäbe un also 5% Gymnasıalplätze 5C-
tiıonsmöglıchkeiten ın Instıtutionen, dıe möglıcherweıise nügen? der sınd nach der Einschätzung der 60er
den antıken Akademien un miıttelalterlichen Uniıiversıitä- Jahre 20% ” An solchen Bedarfsberechnungen setizen be-
ten näherstehen als den heutigen Hochschulen.“ gründete Legitimitätszweifel Mufß nıcht des Be-
Friedemann Stooß schliefßlich (Institut tür Arbeıtsmarkt- darts dıe Nachfrage Kriterium seın? ber g1bt denn e1-
un: Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeıt) gab NCN Konsens, dıe volkswirtschaftlichen Kosten, die eın

bedenken, ob die Berutsausbildung 1im Sınne eıner solches Nachfragesystem miıt sıch bringt, tragen un:
Erstausbildung nıcht durch viıele, womöglıch- Jugendlıche unabhängıg VO den Berutschancen auszubil-
sätzliche Forderungen überlastet sel und ob nıcht gerade den? ber die quantıtatıven Steuerungsmöglıchkeiten
deshalb die Einführung eıner berutflichen Grundbildung hınaus hat der Staat auch inhaltlıche Steuerungsmöglıch-
ın unserem Lande 1Ns Stocken geraten sel Die Forderun- keıten (Stichworte: Personalhoheit, Prüfungskompetenz,
SCNH nach breıiter Grundbildung un nach beruflicher oll- Lehrpläne). Fazıt: Das Bıldungswesen könne nıcht e1IN-
qualifizierung ließen sıch eben nıcht mehr gleichzeitig CI- fach dem Markt überlassen werden. Der Staat hat erhebli-
üllen, un deshalb sel 1m Interesse der Betroffenen che Steuerungsmöglıchkeiten un damıiıt zugleıch die
dringlıch, sıch auf iıne Rangfolge einıgen. ber endet „Verpflichtung, für einen soz1ıalen Ausgleich SOrgcn
denn der Prozefß der beruflichen Qualifizierung, der SC un dıe Gesellschaft miıt Qualifikation und auch mıt bür-
lungenen oder mißlungenen Plazierung 1mM Erwerbsleben gerlicher Gesinnung versorgen” ıne andere rage ISt,
mıiıt der Erstausbildung? Hıer sSetizte Stoofß eın und Nier- ZU1€E diese Möglıchkeıiten un: dieser Verpflich-
schıed vier Phasen: neben der Allgemeinbildung un der tung gerecht wırd. Dıie Legıitimität staatlıcher Steuerung
Erstausbildung dıe Einstiegsphase und die Phase der Auft- 1m Bıldungsbereich aber steht nach Richter außer 7Zweıtel.
stockung erworbener Qualifikation. TSt diese vier Pha- och der Umfang staatlıcher Steuerung 1St polıtısch
SCH böten die Chance einer dauerhaften Integration ın das ebenso umstrıtten WI1e das Zael Dıies wurde 1n der ab-
Erwerbsleben. Berufliche Weıterbildung gehöre also ZUu schließenden Dıiıskussion mıt dem baden-württembergi-
„normalen Verlauftf der beruflichen Sozıalısatiıon“ Dıie schen PD-Landesvorsiıtzenden Ulrich Lang, der CI
zweıte un drıtte Phase gestalten, hiıer motivieren Bundestagsabgeordneten Prof Roswitha Wisniewski un
un: beraten, se1l ıne dringliche Aufgabe. ıne Weıter- FDP-Landtagsabgeordneten Hinrich Enderlein noch eın-
bıldung, die lediglich als „Spitzenausgleich” oder als „Re- mal deutlich. Von allen Polıtikbereichen, die über-
paraturbetrieb” für renovierungsbedürtftige Qualifika- schauen könne;, gäbe keinen, be]1 dem „dıe Gräben ZWI1-
tiıonsprofile ausgelegt ISt; se1 den Herausforderungen der schen den polıtıschen Parteıen tief un unüberwindbar
kommenden Jahre nıcht gewachsen. sınd, WI1e ın der Biıldungspolitik”, konstatierte Lang gleich

Begınn. hne Wenn un: ber plädierte eT nach dieser
Vorbemerkung für eıne Entkoppelung VO  - Biıldungs- und

Wie weiıt annn staatlıche Beschäftigungssystem: „ Wır sınd, WwWas das BıldungssystemBildungssteuerung gehen anbetrifft, absolute Anhänger eiınes freien Marktes un
lehnen ede Art VO  —_ Bıldungsplanwirtschaft kategorisch

Der Frage nach der Legıtimität einer staätlichen Bıldungs- a.b « Bıldung 1St für iıhn eın „Eigenrecht der Persönlich-
steuerung stellte sıch der Hamburger Jurist Proftfessor Ingo keıt, ohne Rücksicht auf die rage, WIE S$1€E späater VCI-
Rıchter Für eınen Jurısten 1St einfacher, über dıe „Lega- marktet wırd“ Dıie sozıalen Selektionsmechaniısmen und
lıtät“ sprechen, doch Rıchter wiıch der be] der Themen- Chancenzuweisungen dürften nıcht 1mM Bıldungswesen
formulierung mıt intendierten rage nach der Legıtimität schon Platz greiten, sondern erst danach. Freılich bringe
nıcht AuUS, wobe!l gesellschaftlichen Konsens un VCeI- dies das volle Arbeitsmarktrisiıko auch tür die Akademıiker
nünftige Begründung als Kriterien annte Grundsätzlich miıt sıch, dıe bısher durch ıne Art Arbeıitsplatzgarantie
sınd die staatlıchen Steuerungsmöglıchkeiten 1m Bereich privilegiert SCWESICH selen.
der Schule durch das Elternrecht, 1im Bereich der Beruts- Trau VWısnijewski mochte sıch ‚War mıt dem ıhr angetrage-
ausbildung durch die Unternehmerfreiheit un 1m och- Ne  —_ ıdeologischen „Rollentausch“ nıcht recht befreunden
schulbereich durch die Freiheit der Wiıssenschaftt be- (es se1l LUr eın „scheinbarer”), doch bekannte S1€e sıch
STENZL. Gering veranschlagen sınd S1e deshalb freilich einer „Gesamtplanung für eıne Vorsorge in bezug auf —-
nıcht. S1e beginnen miıt der Diıfferenzierung nach Bıl- terschiedliche Begabungen” Beruftlich nıcht realısıerbare
dungs- un Ausbildungsgängen. Wo die Gestaltungsmög- Ausbildungen stellten zunächst für den Betroffenen, dar-
lıchkeit des Staates größten ISt; 1m Schulbereıich, 1St die über hinaus aber auch tür den Steuerzahler, ıne erhebli-
taktische Dıfferenzierung in eın dreigliedriges System SC- che Belastung dar „Non scholae, sed vitae discımus”, das
wıiß umstrıtten; doch könne INan, Rıchter, nıcht VO  — e1l- beinhalte für S1€e eben auch dıe Unmöglichkeıit einer Ab-
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koppelung der Bıldung VO  —_ der späteren beruflichen | SA in der Berufsausbildung dıe iıdeale Ergänzung VO

benswirklichkeit. Dieser gelte ebenso gerecht Wer- Theorie un Praxıs oder: ZWAaAar „dual”, aber eın Sy-
den WwW1e den gleichwertigen, aber unterschiedlichen Bega- stem?). Der Katalog der Fragen ließe sıch verlängern. LÖ-
bungen. Im übrigen wollte S$1e Bıldung un Biıldungsver- SUNSCH nıcht ıIn Sıcht Besteht die taktısche Lösung
mittlung nıcht auf die Schule eingeengt sehen. Dıie spätere iın einer Einheitsschule miıt einem, miıttleren Bıldungsab-
Lebenserfahrung gehöre SENAUSO azu WI1€e das bildende schluß un daneben der Entwicklung einer spezialısıerten
Umtfteld: Famaıulıe, Freunde, Kırche, Medien, Vereıne, Par- Ausbildung tür Eliten? Ulrich Lang stand nıcht alleın,
telen. WENnN iıne solche Entwicklung angesıchts der strıttıgen
Wıe Lang sprach sıch auch Enderleın grundsätzlıch e1IN- Grundfragen un der realpolıtischen Zwänge für die
deutig tür eın nachfrageorientiertes Bıldungssystem aUus wahrscheinlichste hielt un ihr zugleıch gesellschaftspolı-
och meldete c nachdenklich fragend, Bedenken d ob tisch erhebliche Negativfolgen attestlerte. Der TIrend
die einseıltige „Akzentuierung auf eıner allgemeınen Bıl- spricht tür solche Prognosen.
dung, dıe tür jedermann zugänglıch seın müÜüsse, dıe über- Übereinstimmung estand ZWAar darüber, dafß die Partner-
haupt nıchts mıt der späateren beruflichen Entwicklung, beziehung VO Bıldungs- un Beschäftigungssystem
miıt dem Beschäftigungssystem iun hat”, ob diese Ak- kranke. ber die Ursachen un: also die Therapien gingen
zentulerung wiırklıch noch durchgehalten werden könne. die Meınungen aber weıt auseinander: Hatten un haben
WEeI Dınge hıelt hiıer für vordringlıch: eın verstärkter beıde viel oder wen1g Kontakt? Mufß sıch das Bıl-
Praxıisbezug (ım Biıldungsbereich, der aber nıcht mıt Ar- dungssystem emanzıpleren, un wollen dıe, die ENSC Part-
beitsplatzbezug verwechseln se1) un eın verbessertes nerschaft beschwören, Nnu  - andere „für dumm verkau-
Beratungsangebot. ten“? der 1St 65 umgekehrt, da{fß eın iıdealısıerter, isolıer-

ter un iıdeologisierter Bildungsbegriff die sıch trucht-
bare Partnerschaft unmöglıch macht? Der „kleine Unter-

Ideologisierter Bildungsbegriff schied“ in den verschiedenen Begabungen, 1sSt Vorwand
ZUr Prolongierung des Status qUO (ante oder Ansatz

Vieles wurde ın dieser Schlußrunde, Ww1e€e 1mM Verlaut der einer spezifischen Profilierung? Wıe und in welchem Aus-
anzcCcn Tagung, andıskutiert, ohne ausdiskutiert werden maßß, darüber mMag INa  —_ streıten, aber Bildungspolitik 1Sst

können: die Hauptschule als „Restschule“ oder als auf iırgendeıne Weıse ımmer auch Gesellschaftspolitik
„weıterführende Schule“ (1st sS1e noch retiten oder NUur un somıt strıttig! Zu hoffen bleıbt, dafß die Entwick-
gesundzubeten?); die Dauer der Pflichtschulzeit (verkür- lung nıcht durch iıhre Eıgendynamık eınen Gang nımmt,
Z  —$ der verlängern?); die Tragfähigkeıit des dualen Sy- den nıemand gewollt hat Hermann-Josef Schmitz

Kurziınformationen

Julı ernannte Johannes aul IL den Bischot der 1Öözese ‚War ber seıne 1Özese hınaus nıcht sehr bekannt, gilt ber als
Warmıia Ermland), Josef Glemp, ZUm NC Erzbischof VO:  - Gne- Vertrauter Wyszynskıis. Die polnıschen Zeıtungen strichen 1n CI -

und Warschau. Der Cu«€e Prımas, der aller Voraussıcht nach stien Reaktionen auf die Ernennung Glemps ZU polnischen Prı-
uch Z Vorsitzenden der Polnischen Bischofsk_onferenz BCcC- 114a die erwartende Kontinuıität der Amtsführung VO  - Kardı-
wählt werden wird, wurde 18 Dezember 1928 1ın Inowroclaw nal Wyszynskı ZU Erzbischof heraus. uch Bischot
(Hohensalza) 1in der Erzdiözese (Gnesen geboren. Nach dem Stu- Glemp, der schon wenıge Tage nach seiıner Ernennung einem
1uUm der Philosophie und Theologie 1m Priesterseminar seınes Gespräch mıt Miınıisterpräsident Jaruzelskı zusammentraf, VCI-

Heımatbistums wurde 1956 ZUuU Priester geweıht. Es folgte sıcherte, da{fß die Linıe seınes Vorgängers weıtertühren WO
VO  — 1959 bıs 1964 eın Weıterstudiıum in Rom, das mıt der Pro- Dafür spricht auch, da Glemp weder dem stärker kämpferi-
motion für Kanonisches und Zivilrecht abschlofß. Außerdem CI - schen, och dem stärker dem Staat gegenüber entgegenkommen-
warb Glemp den Tıtel eiınes Anwalts der Römischen ota Von den Flügel 1m polnıschen Episkopat zugerechnet wırd. In eınem
196/ bıs 1979 War N: Miıtarbeıter von Kardınal Stefan Wy- Interview iußerte der NEUEC Prımas dıe Ansıcht, da{fß die Erneu-
szynskı 1n dessen Sekretariat; diente seınem Vorgänger 1m CIuUNg ın Polen weıtergehen werde; die Kıirche werde iıhren Be1-
Amt des Erzbischots VO Ginesen und Warschau als Rechtsbera- trag ZUr Anerkennung der zıvılen Rechte und des Sıeges VO Ge-
ter. Am März 1979 ıhn Johannes au I1 Zzu rechtigkeit und Freiheıit eısten können.
Bischof VO  — Ermland mIıt Sıtz ın Olsztyn (Allensteıin);
JI Aprıl erhiıelt 1im Gnesener Dom die Bischotsweihe. Glemp
War Vorsitzender der Bischöflichen Kommissıon „Iustitia Pax Auf ihrer ordentlichen Sommerkonterenz vV«e( und Julı be-
und unternahm in dieser Funktion uch mehrere Auslandsreisen. taßte SIC| die Schweizer Bischofskonferenz namentlich mıt Vorla-
Die Ernennung VO Jozef Glemp zZzu Nachfolger VO Kardınal gCxhH Pastoralschreiben sOWIle mıt den Ertahrungen be1 der Vor-
Wyszynskı kam nıcht Sanz überraschend. Der CUu«c Prımas WAar bereitung des verhinderten Papstbesuches. Im anschließenden


